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Internet: http://www.iab.de Modell Schweden ein Vorbild? 
Licht- und Schattenseiten der schwedischen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
Günther Schmid, Berlin*) 
In jüngster Zeit haben sich die Blicke wieder häufiger nach Schweden gewandt. Viele sahen dort Anfang der 80er Jahre den 
„kranken Mann Europas“; heute erblicken dort viele das „Musterland Europas“. Während die meisten anderen OECD-
Länder sich noch auf längere Sicht mit dem Problem der hohen Arbeitslosigkeit auseinandersetzen müssen, herrschen in 
Schweden Vollbeschäftigung und Mangel an qualifizierten Arbeitskräften bei passablem Wachstum, moderater Inflation 
und konsolidiertem Staatsbudget. Hintergrund, Bedingungen, aber auch Probleme des schwedischen Erfolges sind wenig 
bekannt, und die öffentliche Diskussion wird oft von folkloristischen Stilisierungen beherrscht. Der folgende Beitrag möchte 
Informationsgrundlagen zu einem differenzierteren Schwedenbild liefern. 
Zunächst werden die Ergebnisse von Analysen aus dem Wissenschaftszentrum Berlin über einzelne Aspekte des schwedi-
schen Arbeitsmarkts zusammengefaßt: 
-  Die hohen Erwerbsquoten insgesamt, insbesondere jedoch die stark steigende Erwerbsbeteiligung der Frauen (bei hohen 
Teilzeitquoten) sind das hervorstechendste Merkmal des schwedischen Arbeitsmarktes im Vergleich zur Bundesrepublik. 
Ursachen dafür sind im Besteuerungssystem sowie in der die Frauen begünstigenden Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu 
suchen. Trotz höherer Erwerbsbeteiligung der Frauen sind die Geburtenraten in Schweden höher als in der Bundesrepublik. 
-  Kehrseite des Integrationserfolges ist jedoch eine verschärfte Segregation des schwedischen Arbeitsmarktes, d. h. eine 
einseitige Konzentration der Frauenerwerbstätigkeit in wenigen (häufig niedrig bezahlten) Berufen und Sektoren, insbesondere 
im Bereich sozialer Dienstleistungen. 
In der vergleichenden Bilanz der schwedischen und deutschen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik von 1965 bis heute 
sind folgende Ergebnisse bemerkenswert: 
-  Den schwedischen Erfolgen in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, der Steigerung des Beschäftigungsniveaus und des 
(allerdings mäßigen) Anstiegs der Realeinkommen standen lange Zeit Mißerfolge in der Stabilitätspolitik gegenüber (hohe 
Inflation und Staatsschulden). Dagegen schneidet die Bundesrepublik beim Wachstum der Realeinkommen und bei den 
Stabilitätsindikatoren besser ab. 
-  Durch eine Wende in der Struktur-, Geld- und Fiskalpolitik, nicht zuletzt aber auch durch eine Rückbesinnung auf das 
ursprüngliche Modell aktiver Arbeitsmarktpolitik erzielte Schweden nun auch Erfolge in der Stabilisierung der Wirtschaft 
und der Konsolidierung der Staatsfinanzen. 
Schließlich wird die Frage gestellt, was wir von Schweden lernen können: 
-  Im Modell Schweden ist vor allem die Konzeption der den Strukturwandel beschleunigenden und unterstützenden aktiven 
Arbeitsmarktpolitik überzeugend. Es fließen wesentlich mehr Mittel in produktive Qualifikations- und Beschäftigungsför-
derung als in der Bundesrepublik, und trotzdem ist das schwedische Arbeitsmarktbudget insgesamt kaum größer. 
-  Die stärkere Umwidmung der Finanzierung von Arbeitslosigkeit in Finanzierung aktiver Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik setzt in der Bundesrepublik jedoch ein anderes Finanzierungssystem voraus. 
Gliederung 
1.  Das schwedische Modell und seine Konjunkturen 
2.  Schweden-Forschung am WZB-AMB 
3.  Arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Bilanz im 
Vergleich 
4.  Aktive Arbeitsmarktpolitik in Schweden und in der 
Bundesrepublik 
5.  Was können wir von Schweden lernen? 
1. Das schwedische Modell und seine Konjunkturen 
Lange bevor in anderen OECD-Ländern Arbeitsmarktpo-
litik als beschäftigungspolitisches Instrument diskutiert 
wurde, hatten die schwedischen Gewerkschaftsökonomen 
*) Priv.-Doz. Dr. Günther Schmid ist stellvertr. Direktor am Forschungs-
schwerpunkt „Arbeitsmarkt und Beschäftigung“ des Wissenschaftszentrums 
Berlin für Sozialforschung. Dank für hilfreiche Anmerkungen zu früheren 
Fassungen geht an Lennart Delander, Friederike Maier, Egon Matzner, 
Ragnar Thoursie, Klaus Zühlke und an anonyme Referenten des IAB. Der 
Beitrag liegt jedoch in der alleinigen Verantwortung des Autors. 
Gösta Rehn und Rudolf Meidner in den 50er Jahren den 
Gedanken entwickelt, Arbeitsmarktpolitik aus der engen 
Perspektive des Ausgleichs von Angebot und Nachfrage 
(Arbeitsvermittlung) und der sozialen Sicherung (Arbeits-
losenversicherung) herauszulösen und zu einem präventi-
ven Politik-Instrument zu entwickeln. Ihre Überlegungen 
konzentrierten sich zunächst auf eine Vollbeschäftigungs-
politik unter inflationären Wirtschaftsbedingungen. Im 
Laufe der Zeit entwickelten sie diese Vorstellungen jedoch 
zu einem integrierten Modell der Wirtschafts-, Lohn- und 
Arbeitsmarktpolitik. 
Das „Rehn-Meidner-Modell“ (Meidner  / Hedborg 1984, 
Rehn  1985) basiert auf vier Pfeilern: einer restriktiven 
globalen Fiskalpolitik, einer solidarischen Lohnpolitik, 
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik und einer selektiven 
Wachstumspolitik. Während die restriktive Fiskalpolitik 
für eine leichte Unterauslastung profitabler Produktionska-
pazitäten sorgen sollte, um inflationäre Engpässe und über-
mäßige Profite zu vermeiden, hatte die solidarische Lohn-
politik die Aufgabe, gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
unabhängig von der Ertragskraft der Betriebe zu gewähr-
leisten. Neben der egalitären Zielsetzung war die solidari-
sche Lohnpolitik auch stabilitätspolitisch motiviert: die 
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benden Lohnwettbewerb (Lohn-Lohn-Spirale) zwischen 
konkurrierenden Gruppen auf dem Arbeitsmarkt mäßigen. 
Die Realisierung beider Strategien führt zu einer Beschleu-
nigung des Strukturwandels, der durch arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen zu flankieren ist: Da unproduktive 
Betriebe unter diesen Bedingungen rascher aus dem Markt 
ausscheiden – die „lahmen Enten“ müssen höhere Löhne 
zahlen als sie eigentlich könnten -, müssen die Anpas-
sungskosten für die freigesetzten Arbeitskräfte durch groß-
zügige Förderung der beruflichen und regionalen Mobilität 
kompensiert werden. Dies schafft wiederum die Vorausset-
zung für die produktiveren Firmen, die bei solidarischer 
Lohnpolitik weniger Löhne bezahlen müssen als sie eigent-
lich könnten, mögliche Engpässe an qualifizierten Arbeits-
kräften rasch zu schließen. Denjenigen Erwerbspersonen, 
die aus gesundheitlichen oder Altersgründen Schwierigkei-
ten haben, die Anforderungen des so beschleunigten Struk-
turwandels zu erfüllen, soll durch öffentliche Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen oder durch Lohnkostensubventio-
nen im privaten Sektor Arbeit und Erwerbseinkommen 
garantiert werden. Darüber hinaus sollte – die restriktive 
globale Fiskalpolitik kompensierend – das Wachstum in 
zukunftsträchtigen und gesellschaftlich erwünschten 
Bedarfsbereichen selektiv gefördert werden, insbesondere 
in Regionen, in denen sich auf Grund des Strukturwandels 
Nachfrageengpässe zeigten. 
Dieses – stark verkürzt dargestellte – Modell faszinierte 
nicht nur wegen seiner Einfachheit und logischen Strin-
genz, sondern auch wegen seines augenscheinlichen 
Erfolgs. Während die meisten europäischen Staaten und 
Nordamerika in den 70er Jahren von Stagnation und stei-
genden Arbeitslosenzahlen betroffen wurden, konnte 
Schweden zumindest auf dem Arbeitsmarkt sein Ziel auf-
rechterhalten: Begrenzung der offenen Arbeitslosigkeit 
und Beibehaltung einer positiven Beschäftigungsdynamik. 
Das „Modell Schweden“ hat die Arbeitsmarktforschung 
am Wissenschaftszentrum Berlin daher schon Mitte der 
70er Jahre stimuliert. In der ersten international verglei-
chenden Studie über Steuerungssysteme des Arbeitsmark-
tes, die von der Kommission für Wirtschaftlichen und 
Sozialen Wandel in Auftrag gegeben worden war, spielte 
das in Schweden entwickelte Konzept der „aktiven 
Arbeitsmarktpolitik“ deshalb eine herausragende Rolle 
(Schmid  1975,  Schmid/Freiburghaus  1975,  Schmid / Frei-
burghaus 1977). 
Modelle haben freilich Konjunkturen. Für viele verlor das 
Modell Schweden an Überzeugungskraft, als Ende der 70er 
und Anfang der 80er Jahre die sonstige Wirtschaftsbilanz 
Schwedens bedrohliche Zahlen auswies: steigende Infla-
tion, explodierende Staatsschulden. Schweden wurde als 
1) Dieser Artikel bietet somit keinen umfassenden Überblick über alle Aspekte 
der schwedischen Beschäftigungspolitik, sondern ein selektives Bild aus der 
Sicht der Forschung am Wissenschaftszentrum Berlin. Eine weitere 
Selektivität ergibt sich aus der beschränkten Kompetenz des Autors. 
Unterbelichtet bleiben die Finanz- und Geldpolitik, beispielsweise die den 
schwedischen Export stimulierende Rolle der großen Abwertungen in den 
Jahren 1981 und 1982 sowie deren (problematischen) Folgen für die Lohn- 
und Stabilitätspolitik. Auch das System der industriellen Beziehungen und die 
gewichtige Rolle der schwedischen Industrie- und Regionalpolitik werden 
nicht oder nur unzureichend behandelt. Als Ergänzung wird dem Leser vor 
allem die Lektüre von Johannesson 1988, Meidner/Hedborg 1984, Meidner 
1987, Scharpf 1987 und Bosworth/Rivlin 1987 empfohlen. 
2) Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung – Forschungsschwerpunkt 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Reichpietschufer 50, 1000 Berlin 30. 
„kranker Mann Europas“ apostrophiert, und das Ende des 
Wohlfahrtsstaates Schweden wurde prognostiziert. Mittler-
weile hat sich das Blatt wieder gewendet: Sowohl die 
OECD (1985) als auch die Wissenschaft (Bosworth/Riv-
lin 1987) verweisen auf eine bemerkenswerte Erfolgsbilanz 
der vergangenen Jahre: hohes Wachstum, die niedrigsten 
Arbeitslosenquoten seit Jahren, moderate Inflation, Kon-
solidierung des Staatshaushaltes. Viele scheinen nun aber 
in das andere Extrem zu verfallen: Schweden ist heute zum 
Mekka von Politikern und Wissenschaftlern geworden, oft 
von denselben, die den „kranken Mann“ vor einigen Jah-
ren noch totredeten. 
Obwohl auch das Wissenschaftszentrum von diesen Kon-
junkturen nicht ganz unberührt blieb, war das Modell 
Schweden doch kontinuierlich Gegenstand der Forschung, 
die im folgenden kurz umrissen werden soll.
1) Im Anschluß 
daran soll die arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische 
Bilanz Schwedens in ganz groben Zügen mit der der Bun-
desrepublik verglichen werden. Daran knüpft ein Ver-
gleich der Aktivitätsniveaus und der Wirksamkeit der 
Arbeitsmarktpolitik, und schließlich folgen einige Bemer-
kungen zur Standardfrage: Was können wir von Schweden 
lernen? 
2. Schweden-Forschung am WZB-AMB
2) 
Seit 1980 beobachtet eine am Forschungsschwerpunkt 
„Arbeitsmarkt und Beschäftigung“ eingerichtete „Politik-
informationsgruppe“ regelmäßig neuere Entwicklungen 
des Arbeitsmarktes und der Arbeitsmarktpolitik in ausge-
wählten OECD-Ländern. Die Ergebnisse erscheinen in 
Evaluierungsberichten in der Publikationsreihe des For-
schungsschwerpunktes (Discussion Paper IIM/LMP, seit 
1988 FS I), vor allem jedoch in der vierteljährlich erschei-
nenden „Internationalen Chronik zur Arbeitsmarktpolitik“ 
(vgl. auch Auer/Bruche/Kühl 1988). Schweden hat in die-
sem „Monitoring“ immer einen herausragenden Platz ein-
genommen. Diese Prominenz resultiert nicht nur aus den 
im internationalen Vergleich einmaligen Erfolgen, sondern 
auch aus der Tatsache, daß sich die schwedische Arbeits-
marktpolitik als außerordentlich lern- und reformfreudig 
herausstellte. Hervorzuheben ist besonders, daß der in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre entwickelten Tendenz der 
Arbeitsplatzsubventionierung -- wirtschaftspolitisch wie 
arbeitsmarktpolitisch (z. B. Lagerhaltungssubventionen, 
„Zweiter Arbeitsmarkt“) – in den 80er Jahren energisch 
entgegengehalten wurde: Aktive Strukturpolitik (z. B. im 
Schiffbau) und Re-Konzentrierung der Arbeitsmarktpoli-
tik auf marktorientierte Mobilitätsförderung, intensive 
Arbeitsvermittlung vor Ort und die Förderung der berufli-
chen Qualifizierung führten die schwedische Arbeitsmarkt-
politik wieder auf die Geleise des ursprünglichen „Rehn-
Meidner-Modells“. 
Ein Kennzeichen des schwedischen Modells ist die Bindung 
volkswirtschaftlicher Ressourcen an Qualifikations- und 
Beschäftigungsförderung in einem wesentlich höheren 
Umfang als in vergleichbaren OECD-Ländern (vgl. Kapi-
tel 4). Zahlt sich aktive Arbeitsmarktpolitik aus? Wann 
sind die Grenzen dieser Politik erreicht? Diese Fragen 
standen mehrfach im Mittelpunkt der WZB-Forschung. 
Ein Ergebnis dieser Forschung ist, daß in Schweden in der 
Tat ein abnehmender Grenznutzen aktiver Arbeitsmarkt-
politik (d. h. abnehmende Beschäftigungswirkungen pro 
zusätzlich aufgewendeten Mitteln) zu beobachten war – ein 
deutlicher Hinweis für die Grenzen dieser Politik. Für die 
Bundesrepublik gilt diese Feststellung nicht: hier deutet 
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zen darauf hin, daß der Spielraum aktiver Arbeitsmarktpo-
litik noch nicht ausgeschöpft ist (JohannessonISchmid 1979, 
Schmid 1982, Meidner 1987). 
Ein besonderes Kennzeichen des Modells Schweden sind 
die insgesamt hohen Erwerbsquoten, insbesondere die 
stark steigende Erwerbsbeteiligung der Frauen. Die 
Frauenerwerbsquote in Schweden, die Anfang der 60er 
Jahre noch auf nahezu demselben Niveau wie in der Bun-
desrepublik war, stieg seither bei allen  Altersgruppen –
insbesondere bei den verheirateten Frauen mit Kindern. 
Dieses Phänomen war Anlaß für mehrere Untersuchun-
gen, von denen die folgenden hervorzuheben sind: 
(1)  Eine international vergleichende Studie (Bundesrepu-
blik,  Großbritannien,  Schweden,  USA)  analysierte die 
Diskriminierung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt aus 
verschiedenen   Blickwinkeln:   der   Betroffenheit   durch 
Arbeitslosigkeit, der beruflichen Segregation, der Lohndis-
kriminierung und der arbeitsfördernden sowie arbeitsrecht-
lichen       Gleichstellungspolitik       (Schmid/Weitzel 1984). 
Schweden erwies sich als das einzige Land, in dem die 
Politik der Angleichung von Löhnen zwischen Männern 
und Frauen auf gleichwertigen Arbeitsplätzen deutliche 
und nachhaltige Erfolge aufweisen konnte.  Die in den 
USA mehr auf rechtlicher Ebene geführte Antidiskriminie- 
rungspolitik       (Diskriminierungsverbote,       „affirmative 
action“) war längst nicht so durchschlagskräftig wie die 
schwedische   Verbindung  von   solidarischer   Lohn-   und 
Arbeitsmarktpolitik.   Allerdings   stehen   den   lohn-   und 
arbeitsmarktpolitischen Erfolgen in Schweden keine eben-
solchen   gesellschaftspolitischen   Erfolge  gegenüber:   die 
berufliche Segregation ist in Schweden noch stark ausge-
prägt  (vgl.   auch  Punkt 4)  und  auch  die  schwedischen 
Frauen gewinnen nur zögernd Einfluß in politischen Insti-
tutionen (Jonung 1984,  Gustafsson 1984).  Ein wichtiges 
Ergebnis ergab sich auch aus dem Vergleich der Arbeitslo-
sigkeit in den vier Ländern. Es zeigte sich, daß die Benach-
teiligung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt weniger auf die 
diskriminierende    Funktionsweise   von    Arbeitsmärkten 
zurückzuführen ist als auf die ungleiche Arbeitsteilung 
zwischen Männern und Frauen in der Haus- und Erzie-
hungsarbeit. Je größer die daraus resultierende Kluft in der 
Erwerbsbeteiligung zwischen  Männern  und  Frauen  ist, 
desto größer ist das relative Arbeitslosigkeitsrisiko der 
Frauen. Länder, in denen sich die Erwerbsbeteiligung der 
beiden Geschlechter am stärksten angenähert hat (Schwe-
den, USA), haben auch eine abnehmende Diskrepanz der 
Arbeitslosigkeit zwischen beiden Geschlechtern zu ver-
zeichnen. Eine auf gleiche Erwerbschancen zielende Fami-
lien-, Bildungs- und Sozialpolitik wird daher auch unmittel-
bar die Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt verbes-
sern (Björklund 1984). 
(2)  Im   Vergleich   zur   Bundesrepublik   hat   Schweden 
sowohl eine höhere Frauenerwerbsquote als auch eine 
höhere Geburtenrate.  Nach der ökonomischen Theorie 
werden Frauen dann erwerbstätig, wenn ihr Einkommen 
nach Steuer das Familieneinkommen stärker erhöht als das 
„Schatteneinkommen“, das aus der Haushaltsarbeit der 
Mutter einschließlich der Kindererziehung berechnet wer-
den kann. Bei der Suche nach institutionellen Arrange-
ments, die die unterschiedlichen Muster der Frauener- 
werbsbeteiligung in den beiden Ländern erklären können, 
sollten Faktoren berücksichtigt werden, die einen Einfluß 
auf die Kosten der Kinder für erwerbstätige Mütter und auf 
die Nettolöhne der Frauen haben. Die freiwillige gemein- 
same Einkommensbesteuerung von Ehepaaren in der Bun-
desrepublik ist ein Hauptunterschied zur grundsätzlich 
separaten Besteuerung in Schweden. Auf Grund des hohen 
Grenzsteuersatzes (der in jüngster Zeit freilich gesenkt 
wurde und noch weiter sinken soll) gibt es einen steuerli-
chen Anreiz für schwedische Haushalte, die Arbeitszeit 
des/r höher verdienenden Partners/in zu reduzieren und die 
des/r geringer verdienenden Partners/in zu erhöhen. Das 
bundesdeutsche Splitting-System enthält jedoch erstens 
einen Anreiz, daß entweder der Mann oder die Frau nicht 
erwerbstätig ist (das gilt vor allem für höhere Einkommen), 
zweitens wird Einkommen aus Teilzeitarbeit bei gemeinsa-
mer Veranlagung mit einem höheren Grenzsteuersatz 
belegt als bei getrennter Veranlagung. Die deutschen 
Frauen können daher bei kurzer Arbeitszeit und niedrigen 
Löhnen weniger zum Familieneinkommen beitragen als die 
schwedischen Frauen. Andere Unterschiede sind die 
Kosten der Kinder für erwerbstätige Mütter, da der schwe-
dische Elternurlaub großzügiger ist als der deutsche 
(Chronik 34: 12/13). Die Konstruktion der deutschen Mut-
terschutzfrist (12 Wochen) läßt die Arbeit junger Frauen 
für den Arbeitgeber kostspielig werden, weil der einzelne 
Arbeitgeber die Differenz zwischen dem Zuschuß aus der 
Krankenversicherung und dem aktuellen Einkommen zah-
len muß. Im Vergleich zur Bundesrepublik kann Schweden 
somit als führend in pro-natalistischer Politik charakteri-
siert werden (Gustafsson 1985). Eine aktualisierte Publika-
tion des Simulationsmodells und seiner Ergebnisse ist in 
Vorbereitung (Gustafsson 1989). 
(3)  Eine weitere – zum Teil ökonometrisch fundierte - 
Studie ging ebenfalls den Ursachen der zunehmenden Dif-
ferenz zwischen schwedischen und deutschen Frauener- 
werbsquoten nach. Diese Studie ortete die Differenz weni-
ger im unterschiedlichen Besteuerungssystem als in Institu-
tionen des Bildungs- und Arbeitsmarktsystems. Die deut-
lich höheren Erwerbsquoten schwedischer Frauen sind 
demnach vor allem auf ein flexibles Angebot an Möglich-
keiten zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf – z. B. 
Elternurlaub, Ganztagsschulen, Bildungs- und Pflegeur-
laub,    gezielte    arbeitsmarktpolitische    Förderungspro-
gramme – zurückzuführen. Das führt z. B. dazu, daß ein 
erheblicher Teil (16 %) der schwedischen Frauen (abgese-
hen von einem höheren Maß an Teilzeitarbeit) formell 
zwar ein Beschäftigungsverhältnis hat, tatsächlich jedoch 
infolge der Inanspruchnahme der oben genannten Möglich-
keiten nicht am Arbeitsplatz ist (Schettkat 1987). 
(4)  Nicht in allen Punkten ist – wie schon erwähnt – das 
schwedische Modell eine Erfolgsstory.  Die erfolgreiche 
„Integration“ der Frauen wurde mit einer zunehmenden 
„Segregation“ erkauft. Dieser Zusammenhang wurde in 
einer Vierländerstudie über die Expansionswirkungen des 
Wohlfahrtsstaates auf den Arbeitsmarkt, insbesondere auf 
die Frauenerwerbstätigkeit, analysiert. Unter den „Sozia-
len Dienstleistungen“ im Wohlfahrtsstaat („Social Welfare 
Industry“) werden öffentliche und private Aktivitäten im 
Gesundheitswesen, Erziehungswesen und in der allgemei-
nen Wohlfahrt verstanden. Es wurde versucht, eine ver-
gleichende Datenbasis für vier Länder (USA, Schweden, 
Großbritannien  und  Bundesrepublik   Deutschland)  von 
1963 bis 1983 zu entwickeln. Trotz einzelner Unterschiede 
zwischen den Ländern konnte gezeigt werden, daß die 
Zunahme der sozialen Dienstleistungen sowohl die Inte-
gration der qualifizierten und unqualifizierten Frauen am 
Arbeitsmarkt mit sich brachte als auch deren Konzentra-
tion auf wenige, typisch weibliche Berufe. Dadurch wird 
ein geschlechtsspezifisch getrennter dualer Arbeitsmarkt 
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Frauenerwerbstätigkeit zeigt der internationale Vergleich 
einige unterschiedliche Ausprägungen in der Struktur und 
Intensität der sozialen Dienstleistungen der untersuchten 
Länder. So hat z. B. nur Schweden gezielt über eine Aus-
weitung der sozialen Dienstleistungen die Frauenerwerbs-
tätigkeit erhöht, während dies in den anderen Ländern nur 
ein Nebeneffekt war. Im Vergleich zu Schweden, aber auch 
zu den USA ist in der Bundesrepublik der Umfang der 
Beschäftigung im Bereich sozialer Dienstleistungen 
wesentlich geringer (Rein 1985). 
Die schwedische „Arbeitslinie“ (Arbete ät alla) prägt auch 
deutlich die Arbeitsmarktpolitik für Behinderte. Jede(r) 
arbeitswillige Behinderte soll die Möglichkeit haben, in 
den Grenzen seiner Leistungsfähigkeit ein eigenes 
Erwerbseinkommen zu erzielen und an den gesellschaftli-
chen Aspekten des Arbeitslebens teilzunehmen. Deshalb 
hat Schweden ein breites Spektrum arbeitspolitischer Maß-
nahmen für Behinderte geschaffen, die ebenfalls Gegen-
stand einer international vergleichenden Studie am WZB-
AMB waren. Im Gegensatz zur Bundesrepublik, wo 
Gebote (u. a. Quotenregelung, Kündigungsschutz) und 
finanzielle Anreize im Vordergrund der „Steuerung“ des 
Arbeitsmarktes zugunsten Behinderter stehen, beruht die 
schwedische Arbeits- und Berufsförderung Behinderter (es 
gibt keine Quotenregelung) stärker auf marktorientierten, 
aber stark subventionierten Unternehmungen für Behin-
derte, dauerhaften – oder zumindest längerfristigen -
Lohnsubventionen, beruflicher Rehabilitation und behin-
dertengerechter Arbeitsplatzgestaltung und auf „prozedu-
raler Steuerung“, d. h. auf enger Kooperation zwischen 
Gewerkschaftsvertretern, Unternehmern, Ergonomen, 
Ärzten und Arbeitsverwaltung auf betrieblicher Ebene 
(Schmid / Semlinger 1984, Semlinger / Schmid 1985, Wa-
densjö 1984). 
Arbeitsmarktpolitik muß finanziert werden. Seit der ersten 
Ölkrise 1974/75 ist die aktive Arbeitsmarktpolitik der Bun-
desrepublik durch ein Stop-and-Go gekennzeichnet, das 
zum Teil auf die Schwankungen bei Einnahmen und Aus-
gaben bzw. auf die Defizite und Überschüsse der Bundes-
anstalt für Arbeit zurückgeht. Wie kann eine Stabilität der 
Qualifikations- und Beschäftigungsförderung erzielt wer-
den, die für eine effektive Umsetzung der arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen notwendig ist? Wie kann eine auf 
Problemgruppen und Problemregionen gezielte Arbeits-
marktpolitik gewährleistet werden? Wie kann das Ziel 
präventiver Arbeitsmarktpolitik – konkret die Finanzie-
rung produktiver Arbeits- und Beschäftigungsförderung 
anstelle der bloßen Finanzierung von Lohnersatzleistungen 
– realisiert werden? Welches ist die schwedische Antwort 
auf diese Fragen? 
In einer vergleichenden Analyse (Schmid/Reisser/Bru-
che 1987) von sechs Ländern (Bundesrepublik, Frankreich, 
Großbritannien, Österreich, Schweden, USA) konnte 
gezeigt werden, daß nur diejenigen Länder aktive Arbeits-
marktpolitik in einem nennenswerten Umfang als beschäf-
tigungspolitisches Instrument (und damit zur Lösung des 
Problems der Arbeitslosigkeit) einsetzen, in denen Haus-
haltsbdastungen und Haushaltsentlastungen aktiver 
Arbeitsmarktpolitik einigermaßen deckungsgleich sind. In 
denjenigen Ländern, in denen die Haushaltsentlastungen 
(Minderung der sonst zu zahlenden Arbeitslosengelder, 
finanzielle Rückflüsse durch Beitrags- und Steuereinnah-
men) nicht oder nur teilweise den Institutionen zufallen, 
die die Ausgabenverantwortung für aktive Arbeitsmarkt- 
politik haben – institutionelle Inkongruenz -, fehlt der 
fiskalpolitische Anreiz zur aktiven Arbeitsmarktpolitik. 
Das trifft insbesondere für die USA und Österreich, teil-
weise auch für die Bundesrepublik zu. In der Bundesrepu-
blik werden sowohl die Ausgaben für Lohnersatzleistungen 
als auch für aktive Arbeitsmarktpolitik überwiegend aus 
Beiträgen finanziert. Bei rasch steigender oder andauernd 
hoher Arbeitslosigkeit können daher beide Aufgabenberei-
che in finanzpolitische Konkurrenz geraten, wobei – gege-
benenfalls – die aktive Arbeitsmarktpolitik in der Regel 
„den kürzeren zieht“. Das schwedische Finanzierungssy-
stem zeichnet sich dagegen durch eine weitgehende Kon-
gruenz aus, da ein Großteil der Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktpolitik aus Mitteln des allgemeinen Staats-
haushaltes finanziert wird. Aufgrund der schwedischen 
Finanzverfassung – die Kommunen haben teilweise eigene 
Steuerhoheit – lohnen sich auch dezentrale Beschäftigungs-
initiativen für die schwedischen Kommunen stärker als in 
der Bundesrepublik. 
Darüber hinaus hat die Studie auch Zusammenhänge zwi-
schen Finanzierungssystemen und Verteilungswirkungen 
der Arbeitsmarktpolitik aufgewiesen: Überwiegend bei-
tragsfinanzierte Systeme gewährleisten zwar ein relativ sta-
biles (jedoch nicht notwendigerweise hohes) soziales Siche-
rungsniveau für die leistungsberechtigten Arbeitslosen, 
jedoch um den Preis der – bei andauernd hoher Arbeitslo-
sigkeit – Ausgliederung „schlechter Risiken“ (Langzeitar-
beitslose, Jugendliche und Frauen mit instabiler oder kur-
zer Erwerbsbiographie). Eine überwiegend beitragsfinan-
zierte Qualifikations- und Beschäftigungsförderung ten-
diert auch zu einer Konzentration der Haushaltsmittel auf 
die relativ begünstigten Regionen und Personen, während 
eine überwiegend steuerfinanzierte Arbeitsmarktpolitik 
größere Umverteilungswirkungen zugunsten benachteilig-
ter Regionen und Personen hat. Dagegen unterliegen steu-
erfinanzierte Systeme – aufgrund konkurrierender Bud-
getmittel – stärker als beitragsfinanzierte Systeme dem 
wechselhaften Kalkül politischer Prioritätensetzung und 
können daher zu einer sehr instabilen Ausgabenpolitik 
führen, insbesondere dann, wenn gleichzeitig die Bedin-
gung der institutionellen Inkongruenz gegeben ist. Mischfi-
nanzierte Systeme, die Institutionalisierung eines fiskalisch 
integrierten Arbeitsmarktbudgets und ein geregelter 
Finanzausgleich – so die Schlußfolgerung – können mögli-
cherweise die Vorteile beider Finanzierungssysteme verei-
nen. Die schwedische Finanzierung der Arbeitsmarktpoli-
tik entspricht einem derartig gemischten Finanzierungssy-
stem, das sich zwar auf andere Länder nicht übertragen 
läßt, dessen Funktionsweise jedoch wertvolle Anregungen 
bietet, wie fiskalpolitisch bedingte Handlungsblockaden 
vermieden werden können (Schmid 1984, Schmid / Reissert / 
Bruche 1987, Schmid / Reissert 1988). 
Selbstverständlich greift eine institutionelle Analyse der 
Arbeitsmarktpolitik, die sich nur auf die fiskalpolitischen 
Restriktionen des Arbeitsmarktbudgets im engeren Sinne 
beschränkt, zu kurz. Es ist das Verdienst zweier anderer 
Studien am WZB-AMB, die Erfolgsbedingungen des 
Modells Schweden in einem umfassenderen Rahmen dar-
zustellen – nämlich dem notwendigen Zusammenspiel von 
Geld-, Finanz-, Lohn- und Arbeitsmarktpolitik in Verbin-
dung mit einem kulturell tief verwurzelten und politisch 
starken Willen zur Vollbeschäftigungspolitik (Meidner / 
Hedborg 1984, Scharpf 1987). Die folgende Analyse kann 
die Lektüre dieser beiden wichtigen Schriften nicht erset-
zen. Sie beschränkt sich auf einige Aspekte der Realität der 
schwedischen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, 
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allen Zügen entspricht noch allen in dieses Modell gesetz-
ten Erwartungen. Das gilt vor allem für den „Pfeiler“ der 
Finanzpolitik, die schon in der ersten Hälfte und noch viel 
mehr in der zweiten Hälfte der 70er Jahre von der ihr 
zugewiesenen Rolle abwich. Die Lohnpolitik wiederum hat 
zwar in beeindruckender Weise zu einer Verringerung der 
sektoralen und geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
geführt, in ihrer stabilitätspolitischen Funktion jedoch 
nicht den Erwartungen entsprochen. Dagegen hat sich die 
Arbeitsmarktpolitik, auf die sich die folgenden Ausführun-
gen konzentrieren, im großen und ganzen – nach zeitweili-
gen Irrwegen – bewährt. 
3. Arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Bilanz im 
Vergleich 
Der hoffnungsvolle Blick nach Schweden war und ist vor 
allem durch den augenscheinlichen Erfolg bei der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit motiviert. Schaubild l zeigt deut-
lich, wie sich die Schere der Arbeitslosenzahlen in Schwe-
den und in der Bundesrepublik seit der Rezession 1974/75 
öffnet. Schweden ist es gelungen, die Arbeitslosenquote 
unter der „Bannschwelle“ von 3 Prozent zu halten. Zur 
Zeit herrscht – gemessen an diesem Indikator – nicht nur 
Vollbeschäftigung, sondern ein empfindlicher Mangel an 
qualifizierten Arbeitskräften in Teilsektoren der schwedi-
schen Wirtschaft. 
 
Der skeptische Blick nach Schweden war und ist durch den 
augenscheinlichen Mißerfolg bei der Bekämpfung der 
Inflation motiviert. Schaubild 2 zeigt deutlich die Kehrseite 
des Erfolgs: das Öffnen der Schere bei den Preisen für die 
Lebenshaltung zuungunsten des schwedischen Modells. 
Kombiniert man jedoch die beiden Indikatoren des Mißer-
folgs zum sogenannten „Elendsindex“ (misery index) -
eine simple Addition der Arbeitslosenquoten und Infla-
tionsraten (vgl. Schaubild 3) -, dann hat Schweden seit der 
Mitte der 80er Jahre eine etwas bessere Bilanz als die 
Bundesrepublik aufzuweisen. Diese additive Verknüpfung 
zweier an sich unvergleichbarer Phänomene ist freilich nur 
in dem sehr begrenzten ökonomischen Sinne zweckdien-
lich, um über ein handliches Maß für gesamtwirtschaftliche 
Instabilität in Form von Stagflation (Stagnation und Infla-
tion) zu verfügen. Dabei läßt sich noch trefflich streiten, ob 
dieser Index multiplikativ statt additiv zu gestalten ist, geht 
man beispielsweise von einer hyperbolischen (Phillips-
Kurve) anstelle einer linearen Beziehung aus. Die kultu-
rell, politisch, aber auch ökonomisch unterschiedlich zu 
bewertenden „Übel“ Arbeitslosigkeit und Inflation lassen 
es jedoch ratsam erscheinen, keine weiterreichenden 
Schlußfolgerungen aus diesem „Elendsindex“ zu ziehen. 
 
Eine andere Möglichkeit, den Unterschied zwischen 
„Modell Schweden“ und „Modell Bundesrepublik“ in der 
Realität auf einen Blick darzustellen, wird in Schaubild 4 
demonstriert: die Kombination von Inflationsraten und 
Arbeitslosenquoten („Phillips-Kurve“) für unterschiedli-
che Zeitintervalle. Bis Mitte der 80er Jahre mußte Schwe-
den die Aufrechterhaltung der „Arbeitslinie“ mit einem 
sich zunehmend verschlechternden Zielkonflikt („trade-
off“) zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation „bezahlen“, 
während die Bundesrepublik die Aufrechterhaltung der 
„Stabilitätslinie“ mit immer mehr Arbeitslosigkeit „bezah-
len“ mußte. Erst in jüngster Zeit entschärft sich dieser 
Zielkonflikt wieder für beide Länder, freilich von ganz 
unterschiedlichen Ausgangspunkten aus. 
Bevor wir uns dem Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zuwenden, soll noch ein 
kurzer Blick auf andere Leistungsindikatoren der beiden 
Volkswirtschaften geworfen werden (Tab. 1). 
Schweden hat nicht nur die offene Arbeitslosigkeit unter 
der „Bannschwelle“ von 3 Prozent halten, sondern auch die 
Beschäftigung erheblich stärker steigern können als die 
Bundesrepublik. Der Preis dieses Erfolges waren nicht nur 
höhere Inflationsraten, sondern auch eine höhere Staats-
verschuldung. Dennoch konnte auch das reale Einkommen 
gemessen am Wachstum des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf erhöht werden: verglichen mit der Bundesrepublik in 
den 70er Jahren zwar um einen Prozentpunkt weniger, in 
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den 80er Jahren jedoch wieder aufholend. Während der 
schwedische Staat also im Hinblick auf tatsächliche Lei-
stungsgrößen (Beschäftigung und Einkommen) ebenso gut 
oder besser abschneidet als die Bundesrepublik, fällt die 
Bilanz im Hinblick auf Stabilitätsindikatoren (Inflation und 
Verschuldung) schlechter aus. 
Diese Kehrseite der Medaille wäre mit Recht Anlaß, sich 
vom Modell Schweden abzuwenden und nach attraktiveren 
 
Modellen zu suchen. Die Renaissance des schwedischen 
Modells hat jedoch gute Gründe. Der schwedische „Sün-
denfall“ der 70er Jahre wurde in den 80er Jahren wieder 
gutgemacht. In der zweiten Hälfte der 70er Jahre bis 
Anfang der 80er Jahre hatte Schweden – entgegen dem 
ursprünglichen „Rehn-Meidner-Modell“ und übrigens 
unter der Koalitionsregierung von Konservativen, Libera-
len sowie Bauernpartei – mit massiven Subventionen ver-
sucht, industrielle Arbeitsplätze zu erhalten. Auch die 
Arbeitsmarktpolitik wurde für diese Zwecke eingespannt 
(z. B. durch Lagerhaltungs- und Arbeitsplatzerhaltungs-
subventionen). Die daraus resultierenden Engpässe im 
Staatshaushalt und die schwindende internationale Wettbe-
werbsfähigkeit erzwangen die Kurskorrektur zurück zum 
alten Zusammenspiel von Strukturpolitik und Arbeits-
marktpolitik: Unrentable Arbeitsplätze wurden konse-
quent abgebaut, neue Arbeitsplätze öffentlich gefördert 
und durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen (verstärkt 
wieder Umschulung/Weiterbildung und Mobilitätsförde-
rung) flankiert. Musterbeispiel ist der Schiffbau, dessen 
Anteil an der Weltproduktion von 6,4 Prozent (1975) auf 
0,5 Prozent (1986) zurückging; im gleichen Zeitraum sank 
die Zahl der Beschäftigten bei den schwedischen Werften 
um 60 Prozent. Diese Kurskorrektur hat sich auch im 
Hinblick auf die Stabilitätsindikatoren ausgezahlt: Der 
Inflationstrend konnte in den jüngsten Jahren gebrochen 
werden, und die Nettoverschuldung des Staates (mit einem 
Höhepunkt von 12,3 Prozent des BIP im Jahre 1982) ist 
seit 1983 wieder rückläufig; 1987 war der schwedische 
Staatshaushalt nahezu konsolidiert. 
Diesen Teil abschließend soll noch kurz auf einen mögli-
chen Einwand eingegangen werden, der die schwedische 
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könnte. Wie Tabelle 2 zeigt, hat die schwedische Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter weniger zugenommen als die 
deutsche (Ausländer einbezogen). In der Periode von 1973 
bis 1986 stieg die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in 
Schweden um 2,3 vH, in der Bundesrepublik jedoch um 
8,4 vH. Daraus könnte nun der Schluß gezogen werden, 
die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik sei gegenüber 
Schweden im wesentlichen durch demographische Fakto-
ren bedingt. Denn bei konstanter Erwerbsquote wäre auch 
das Erwerbspotential um denselben Prozentsatz gestiegen. 
Das wiederum hätte bedeutet, daß der Arbeitsmarkt in der 
Bundesrepublik ein viel höheres zusätzliches Arbeitsange-
bot zu verkraften gehabt hätte als der schwedische Arbeits-
markt. 
 
Tatsächlich ist jedoch die Erwerbsbeteiligung in der Bun-
desrepublik gesunken – sicherlich auch Ausdruck der Ent-
mutigung, vor allem jedoch Ergebnis der verschiedenen 
Möglichkeiten, vorzeitig in Rente oder Erwerbsunfähigkeit 
zu gehen -, in Schweden dagegen gestiegen. Die Zahl der 
Erwerbspersonen erhöhte sich in Schweden von 1973-1986 
um 10,1 vH, in der Bundesrepublik dagegen nur um 
3,2 vH! Der schwedischen Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik ist es also gelungen, ein im Vergleich zur 
Bundesrepublik wesentlich höheres zusätzliches Arbeitsan-
gebot (gemessen an Personen, nicht in Stunden) zu absor-
bieren.
3) Die Ursachen für die unterschiedlich hohen 
Arbeitslosenquoten zwischen Schweden und der Bundesre-
publik können daher nicht in demographischen Faktoren 
liegen. 
ster Zeit konnte das Budget für Arbeitsförderungsmaßnah-
men in der Bundesrepublik noch einmal erheblich gestei-
gert werden (1,1 Prozent im Jahre 1987); allerdings zwin-
gen die derzeitigen Defizite der Bundesanstalt für Arbeit 
eher wieder zu einem Rückzug als daß sie eine weitere 
Expansion aktiver Arbeitsmarktpolitik unterstützen könn-
ten. Die Teilnehmerzahlen schwankten in Schweden zwi-
schen 2,5 und 5 Prozent, in der Bundesrepublik zwischen l 
und 2 Prozent (neuerdings zwischen 2 und 2,5 Prozent). 
 
  
4. Aktive Arbeitsmarktpolitik in Schweden und in der 
Bundesrepublik 
Die herausragende Rolle der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
in Schweden – Arbeitsvermittlung, berufliche Weiterbil-
dung und Rehabilitation, öffentliche Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, Integrationshilfen für leistungsgeminderte 
und benachteiligte Gruppen des Arbeitsmarktes – läßt sich 
auf einen Blick an der Entwicklung der Ausgaben und der 
Teilnehmerzahlen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
zeigen (Schaubilder 5 und 6): Schweden wendete im Zeit-
raum 1973-85 -je nach Konjunkturlage – zwischen 1,5 und 
2,5 Prozent des BIP für aktive Arbeitspolitik auf, die 
Bundesrepublik dagegen nur 0,5-0,8 Prozent. Erst in jüng- 
3) Zu den Zusammenhängen zwischen Arbeitsangebotentwicklung und politisch-
institutionellen Bedingungen im Vergleich Schweden-Bundesrepublik sei auf 
die vorzügliche Arbeit von Ronald Schettkat (1987) verwiesen. 
Der schwedischen Arbeitsmarktpolitik gelang es dabei bes-
ser als der deutschen, die Maßnahmen antizyklisch zu 
dosieren (ausführlich dazu Schmidl Reissertl Bruche 
1987:263-274). Beachtung verdient jedoch vor allem die 
unterschiedliche Struktur des Arbeitsmarktbudgets: Der 
überwiegende Teil der Gelder geht in Schweden in produk-
tive Arbeitsförderung und nicht in die bloße Zahlung von 
Lohnersatzleistungen wie in der Bundesrepublik (Schau-
bild 7). Im Endeffekt ist darum das gesamte Arbeitsmarkt-
budget in Schweden nur unwesentlich höher als in der 
Bundesrepublik: Die Bundesrepublik wandte im Jahre 
1987 2,3 Prozent des BIP für Lohnersatzleistungen („pas-
sive Arbeitsmarktpolitik“) und aktive Arbeitsmarktpolitik 
auf, Schweden 2,8 Prozent. Unter Berücksichtigung der 
gesamten fiskalischen Kosten (z. B. die bei Arbeitslosig-
keit verminderten Steuer- und Beitragseinnahmen auf der 
einen Seite, die bei Arbeitsförderung rückfließenden 
Steuer- und Beitragseinnahmen auf der anderen Seite) 
verschieben sich die Relationen noch stärker zugunsten 
Schwedens. 
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Das Bild wäre jedoch ohne die Betrachtung der Wirksam-
keit der aktiven Arbeitsmarktpolitik unvollständig. Abge-
sehen davon, daß auch in Schweden der methodische Stan-
dard der Wirkungsanalysen zu wünschen übrigläßt, ist die 
Bilanz der Erfolgsindizien moderat positiv oder gemischt. 
Sorge bereitet auch in Schweden der Rückgang der exter-
nen Mobilität, d. h. des zwischenbetrieblichen Arbeitskräf-
tewechsels: Sie sank von 13 Prozent (1963) auf 8 Prozent 
(1983). Dafür stieg jedoch die innerbetriebliche Mobilität, 
d. h. der Arbeitsplatzwechsel innerhalb von Betrieben, seit 
1975 kontinuierlich an. Die schwedische Arbeitsmarktbe-
hörde hat in jüngster Zeit wieder ein deutlich stärkeres 
Gewicht auf Mobilitätsförderung gelegt, u. a. durch einen 
weiteren Ausbau des am Ort in der Arbeitsvermittlung 
tätigen Personals und durch Rekrutierungszuschüsse. Wäh-
rend in der Bundesrepublik Deutschland auf einen Arbeits-
vermittler 370 Arbeitslose kommen, beträgt dieses Ver-
hältnis in Schweden 1:28! Würde man die bundesdeutsche 
Arbeitslosenquote auf Schweden übertragen, wäre das 
Verhältnis von Arbeitsvermittlern zu Arbeitslosen mit 
1:102 immer noch wesentlich günstiger. 
Der technische Standard (Computerisierung) der schwedi-
schen Arbeitsvermittlung und -beratung ist hoch entwik-
kelt. Die schwedische Philosophie lautet nun aber nicht, 
daß in einem so sensitiven Dienstleistungsbereich wie der 
Arbeits- und Berufsförderung Computer Menschen erset-
zen könnten, im Gegenteil: Nur mit Menschen wird hier 
der Einsatz von Technik sinnvoll, und das läßt sich der 
schwedische Staat etwas kosten. Darüber hinaus gibt es in 
Schweden eine Meldepflicht offener Stellen an die Arbeits-
verwaltung. Aufgrund dieser Maßnahmen ist der Umfang 
friktioneller und struktureller Arbeitslosigkeit (also das 
Mißverhältnis zwischen Qualitätsprofilen von Angebot und 
Nachfrage als Ausdruck für Verkrustungen des Arbeits-
marktes) nicht nennenswert gestiegen. 
Die im Vergleich zur Bundesrepublik umfangreicheren 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen werden mit 
gewissen Einschränkungen als positiv gewertet: Etwa 70 
Prozent der Teilnehmer sind ein halbes Jahr nach Abschluß 
des Kurses wieder in Beschäftigung, und die Lohneinkom-
men von Kursteilnehmern sind vergleichsweise höher als 
die von Nichtteilnehmern. Allerdings zeichnet sich in diffe-
renzierteren Studien ein abnehmender Grenznutzen 
zusätzlicher Weiterbildungsmaßnahmen ab. 
Selbst die Schweden wissen wenig über die Wirksamkeit 
ihrer öffentlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, ob-
wohl dieses Instrument zeitweise das größte Gewicht im 
Portfolio des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 
hatte. Fest steht, daß diese Maßnahmen antizyklische Sta-
bilisierungswirkungen haben und für viele Arbeitslose eine 
sinnvolle Brücke zwischen Arbeitslosigkeit und regulärer 
Wiederbeschäftigung herstellen. Neuere Untersuchungen 
verweisen auf die Notwendigkeit der Verbindung dieser 
Maßnahmen mit Qualifizierungselementen und intensiven 
Bemühungen um reguläre Jobsuche und Jobvermittlung, 
weil der früher häufige Übergang in zusätzlich geschaffene 
Dauerstellen des öffentlichen Dienstes beim – im Vergleich 
zur Bundesrepublik – überproportionalen Ausbau des 
öffentlichen Sektors nun kein Ventil mehr darstellt. Die 
schwedische Arbeitsverwaltung hat sich mittlerweile darauf 
eingestellt: Der „Notnagel“ öffentliche Arbeitsbeschaffung 
wurde in den letzten Jahren drastisch gekürzt. 
Umstritten ist auch in Schweden die Beschäftigungsgaran-
tie für die Jugend („Ungdomslag“). Mit diesem 1984 in 
Kraft getretenen Gesetz wird Jugendarbeitslosigkeit wei-
testgehend verhindert. Denn alle 18- und 19jährigen 
Schweden haben einen Rechtsanspruch auf eine tägliche 
vierstündige Teilzeitbeschäftigung bei der Heimatge-
meinde. Mit dem Recht auf Arbeit nehmen die 18- und 
19jährigen allerdings auch die moralische und monetäre 
„Pflicht“ zur Arbeit auf sich. Denn wer die ihm garantierte 
Stelle bei der Gemeinde meidet, erhält auch keine Arbeits-
losenhilfe. Die Beschäftigungsgarantie trägt nur selten zur 
Verbesserung der beruflichen Qualifikation bei, weil die 
Jugendlichen oft zu „Restarbeiten“ herangezogen werden 
(Hohenberger / Maier 1986). Einen Rechtsanspruch auf 
Arbeit gibt es übrigens auch für Langzeitarbeitslose, deren 
Berechtigung auf Lohnersatzleistung ausgelaufen ist. In 
kaum einem anderen Land ist daher der Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen so gering wie in Schweden: Er betrug 1986 
in Schweden 8 Prozent (Anteil der länger als ein Jahr 
Arbeitslosen) gegenüber 32 Prozent in der Bundesrepublik 
(Schaubild 8). 
 
5. Was können wir von Schweden lernen? 
Daß auch in Schweden nicht alles Gold ist was glänzt, sollte 
deutlich geworden sein. Die Antwort auf die Frage, was 
wir von Schweden lernen können, muß also differenziert 
ausfallen. 
Das Modell Schweden ist erstens deswegen so interessant 
für uns, weil es – um es paradox auszudrücken – Arbeitslo-
sigkeit im weiteren Sinne (d. h. im Sinne der Freisetzung 
von Arbeitskräften durch Strukturwandel) nicht verhindert 
und gewissermaßen unter den Teppich kehrt wie in den 
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weil es zumindest halbwegs erfolgreich Arbeitslosigkeit in 
dem genannten weiteren Sinne sogar noch befördert und 
durch aktive Arbeitsmarktpolitik in produktive Kanäle lei-
tet. Dabei entsteht immer die naheliegende Gefahr, den 
leichteren Weg zu gehen und die vom beschleunigten 
Strukturwandel Betroffenen in „Aufbewahrungsmaßnah-
men“ unterzubringen anstatt strukturelle Anpassungsmaß-
nahmen und selektiv qualitatives Wachstum zu fördern. 
Dieser Gefahr konnten die Schweden zeitweise nicht 
widerstehen, wie der bilanzierende Rückblick gezeigt hat. 
Die Schweden/innen haben sich jedoch als lernfähig erwie-
sen, ihre Politik korrigiert und neue Wege eingeschlagen: 
Teilzeitrenten für Ältere, Reorganisation der beruflichen 
Weiterbildung, Errichtung betrieblicher Innovationsfonds 
– um nur drei jüngere Beispiele zu erwähnen. 
Das Modell Schweden ist zweitens deswegen lehrreich für 
uns, weil es zeigt, daß die Philosophie der aktiven Arbeits-
marktpolitik sowohl in den Köpfen enthusiastischer Pro-
motoren als auch in institutionellen Strukturen verankert 
sein muß. Die in Schweden kulturell tief verwurzelte 
„Arbeitslinie“, d. h. die hohe Wertschätzung des Vollbe-
schäftigungszieles – das bei uns nicht einmal mehr begriff-
lich verankert ist
4) – und nahezu messianisch wirkende 
Promotoren wie Gösta Rehn und Rudolf Meidner – das sind 
gewiß institutionelle Faktoren, die nicht einfach auf unsere 
politisch-kulturelle Landschaft übertragbar sind. Überzeu-
gung und „Glaube“ werden aber auch von Taten und deren 
Erfolgen genährt, und in diesem Sinne können Besuche 
nach und Berichte über Schweden auf die Gestaltung unse-
rer Überzeugungen und Meinungen wirken. Der Blick auf 
Schweden könnte z. B. Anstöße für die festgefahrenen 
Bemühungen um die Umverteilung der vorhandenen 
Arbeit geben. So ist entgegen landläufiger Meinung das 
schwedische Vollbeschäftigungsziel nicht am Bild des 
„Vollarbeitstages“ orientiert, sondern am Bild der (für 
gleiche Arbeit) gleich bezahlten, sozial abgesicherten und 
qualifizierten Tätigkeit für alle gemäß ihrer sozialen und 
biographischen Lebenslage – also an Arbeit für alle bei 
möglichst hoher Zeitsouveränität (M eidner l Hedborg 1984: 
213). 
Das Modell Schweden ist drittens deswegen vorbildhaft, 
weil es zeigt, daß der Erfolg politischer Strategien nicht nur 
vom guten Willen der Menschen (hier vor allem der Politi-
ker), sondern auch von der geeigneten rechtlichen und 
organisatorischen Verankerung der Politik abhängig ist. In 
Schweden gibt es einen starken organisatorisch-institutio-
nellen Anreiz zur aktiven Arbeitsmarktpolitik, der von 
vielen übersehen oder unterschätzt wird. Diesen Punkt 
möchte ich abschließend in einem Gedankenexperiment 
verdeutlichen. 
Was könnte die Bundesrepublik daran hindern, ihr 
Arbeitsmarktbudget im Sinne – und nicht in Kopie – des 
schwedischen Modells einzusetzen, ohne die Haushalte des 
Bundes oder der Bundesanstalt für Arbeit auf Dauer mehr 
zu belasten? Die Wirksamkeit der bisherigen aktiven 
Arbeitsmarktpolitik spricht jedenfalls nicht gegen eine stär-
kere Umwidmung der Arbeitslosengelder zu ihren Gunsten 
(Kühl  1987,  Schmid  1988,  Spitznagel  1985). Aktive 
Arbeitsmarktpolitik anstelle der Hinnahme von Arbeitslo-
sigkeit setzt voraus, daß die arbeitsmarktpolitischen Pro-
gramme im wesentlichen mit denjenigen Mitteln finanziert 
4) Das   Arbeitsförderungsgesetz  spricht   z. B.   nur  von   einem   „hohen 
Beschäftigungsstand“ als Zielgröße (vgl. § l AFG). 
werden können, die sonst zur Finanzierung der Arbeitslo-
sigkeit der Programmteilnehmer aufgewendet werden 
müßten. Diese Voraussetzung ist in der Bundesrepublik 
jedoch nur teilweise erfüllt. Den Aufwendungen für Quali-
fikations- und Beschäftigungsförderung stehen hohe Bela-
stungen der öffentlichen Haushalte gegenüber, die ande-
renfalls durch die Arbeitslosigkeit der Programmteilneh-
mer entstünden (Lohnersatz- und andere Sozialleistungen, 
Einnahmeausfälle bei Steuern und Sozialversicherungsbei-
trägen). Die „Nettokosten“ (Zusatzkosten) erfolgreicher 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsförderung sind daher 
wesentlich geringer als ihre „Bruttokosten“. Die pro-
grammbedingten Haushaltsentlastungen durch die redu-
zierte Arbeitslosigkeit fallen aber nicht in allen Fällen bei 
denjenigen Institutionen an, die die Ausgabenverantwor-
tung für die aktiven Programme tragen; oft entstehen sie zu 
einem erheblichen Teil bei Institutionen, die an der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik nicht beteiligt sind. 
Diese  institutionelle Inkongruenz von Haushältst- und 
Haushaltseftrtastungen gilt in der Bundesrepublik vor allem 
für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Die Programm-
aufwendungen der Gemeinden, die die wichtigsten Träger 
dieser Maßnahme sind und von deren Initiative ihr Erfolg 
abhängt, werden nur in relativ geringem Maße durch Haus-
haltsentlastungen ausgeglichen; gleichzeitig erzielen 
andere Institutionen, die an den Programmkosten kaum 
oder gar nicht beteiligt sind, finanzielle Gewinne (z. B. 
Bund, Länder, Renten- und Krankenversicherung). Weni-
ger ausgeprägt, aber dennoch relevant ist die Inkongruenz 
von Be- und Entlastungen bei den anderen Instrumenten 
aktiver Arbeitsmarktpolitik (Bruche / Reissert 1985: 97-139, 
Brinkmann / Spitznagel 1988: 191-192). Der Vergleich von 
Finanzierungssystemen anderer Länder hat ergeben, daß 
insbesondere in Schweden Haushältst- und Haushaltsem-
lastungen weitgehend bei denselben fiskalischen Institutio-
nen anfallen (Schmid / Reissert / Bruche 1987: 258-263). 
Ohne Änderung der bestehenden Finanzverfassung kann 
dieses Problem nur durch ein integriertes Arbeitsmarkt-
budget und durch Finanzausgleichsregelungen zwischen 
den beteiligten institutionellen Trägern gelöst werden. 
Zur Struktur unserer Finanzverfassung gesellt sich noch ein 
weiteres Hindernis offensiver Arbeitsmarktpolitik, nämlich 
die Art und Weise der Finanzierung. Im Gegensatz zu 
Schweden, wo der überwiegende Teil der Qualifizierungs-
und Beschäftigungsförderung aus dem allgemeinen Staats-
haushalt finanziert wird, werden in der Bundesrepublik 
grundsätzlich alle Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik aus 
Beiträgen an die Bundesanstalt für Arbeit finanziert. Für 
Defizite haftet die Bundesregierung, wobei die Gründer/ 
innen des Arbeitsförderungsgesetzes von 1969 davon aus-
gegangen sind, daß diese Situation nur in Ausnahmefällen 
und in bescheidenem Umfang eintreten würde. Aber seit 
1974 entspricht die Annahme nicht mehr der Wirklichkeit. 
Die riesigen Löcher im Haushalt der Bundesanstalt führten 
in beiden Rezessionen – und jüngst wieder mit der 9. 
Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes zu Budgetkürzun-
gen auf Kosten der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Da aber 
ein Großteil der Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik 
den Charakter eines öffentlichen Gutes hat – also externe 
Wirkungen, die weit über den Kreis der Beitragszahler 
hinausgehen -, sollten sie auch durch staatliche Haushalts-
mittel, z. B. durch einen regelgebundenen Bundeszuschuß 
an die Bundesanstalt für Arbeit (Schmid 1986) oder durch 
einen allgemeinen Arbeitsmarktbeitrag (Bosch 1986) mitfi-
nanziert werden. Eine andere Möglichkeit, Mittel für pro-
duktive Qualifizierungs- und Beschäftigungsförderung frei- 
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für Arbeit zu finanzierenden Arbeitslosigkeit (Mer-
tens  1981). Nur so kann das Auskonkurrieren aktiver 
Arbeitsmarktpolitik durch die kurzfristige, aber auch kurz-
sichtige Priorität von Arbeitslosengeldzahlungen verhin-
dert werden. 
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